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Das Bayerische Staatsministerium des In-
nern, für Sport und Integration hat dieser
Tage ein Merkblatt veröffentlicht, das die
wesentlichen Punkte des zum September
2020 gültigen neuen Waffenrechts zusam-
menfasst und klarlegt. Der Inhalt ist im Fol-
genden abgedruckt.

Warum wird das Waffengesetz
geändert?
Angesichts der schrecklichen Terroran-
schläge von Paris im Jahr 2015 wurde die
EU-Feuerwaffenrichtlinie geändert. Die
Vorgaben der Richtlinie sind von allen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union in ih-
rem jeweiligen nationalen Waffenrecht
umzusetzen. Darüber hinaus soll das natio-
nale Waffenrecht weiterentwickelt wer-
den – insbesondere um den Zugang von Ex-
tremisten zu Waffen soweit wie möglich zu
verhindern.
Der Großteil der Neuregelungen tritt zum
1. September 2020 in Kraft, einige Neue-
rungen sind bereits zum 20. Februar 2020
in Kraft getreten.

Was sind die wichtigsten Änderungen
auf einen Blick?

• Das Nationale Waffenregister wird so 
ausgebaut, dass künftig der gesamte
„Lebenszyklus“ einer Waffe – von der
Herstellung bis zur Vernichtung – be-
hördlich nachverfolgbar ist.

• Das Bedürfnis für den Besitz von
Waffen wird künftig alle fünf Jahre
überprüft.

• Der Bedürfnisnachweis für Sportschüt-
zen wird neu geregelt.

• Die gelbe Waffenbesitzkarte wird 
gedeckelt.

• „Große“ Magazine sind künftig ver-
boten.

• Salutwaffen werden waffenrechtlich 
neu eingeordnet.

• Unbrauchbar gemachte Waffen 
(„Dekowaffen“) werden anzeige-
pflichtig.

• Im Rahmen der Zuverlässigkeitsprü-
fung erfolgt eine „Regelabfrage“ beim
Verfassungsschutz, ob die betreffende
Person dort als Extremist bekannt ist.

• Personen, die Mitglied in einer verfas-
sungsfeindlichen Vereinigung sind
(auch wenn diese nicht verboten ist),
gelten in der Regel als waffenrechtlich
unzuverlässig.

Die wichtigsten Fristen für Waf-
fenbesitzer im Kurzüberblick

• „Große“ Magazine:
Wer zum Stichtag 13. Juni 2017 bereits
ein „großes“ Magazin besessen hat,
muss den Besitz bis zum 1. September
2021der Waffenbehörde anzeigen. Bei
fristgerechter Anzeige greift das neue
Verbot ihm gegenüber nicht (Bestands-
schutz).
Für Magazine, die erst am oder nach
dem Stichtag erworben wurden, kön-
nen beim Bundeskriminalamt Ausnah-
megenehmigungen nach § 40 Abs. 4
Waffengesetz (WaffG) beantragt wer-
den.
Ansonsten sind die Magazine entwe-
der einem Berechtigten, einer Polizei-
dienststelle oder der zuständigen Waf-
fenbehörde zu überlassen.

• Salutwaffen:
Bei Salutwaffen, die aufgrund der neu-
en gesetzlichen Einordnung erlaubnis-
pflichtig
geworden sind, ist bis spätestens
1. September 2021 eine Erlaubnis zu
beantragen; alternativ kann die Waffe
einem Berechtigten oder einer Polizei-
dienststelle überlassen werden.
Nunmehr verbotene Salutaffen kön-
nen bis zum 1. September 2021 an ei-
nen Berechtigten oder an eine Polizei-
dienststelle überlassen werden. Alter-
nativ kann eine Ausnahme nach § 40
Abs. 4 WaffG beantragt werden.

• Unbrauchbar gemachte Waffen 
(„Dekowaffen“):
Unbrauchbar gemachte Waffen („De-

kowaffen“) werden ab 1. September
2020 anzeigepflichtig.
Eine Anzeige muss gegenüber der zu-
ständigen Waffenbehörde aber erst
dann erfolgen, wenn die Dekowaffe
überlassen, erworben oder vernichtet
wird.

• Wesentliche Teile:
Führt die Änderung des Kreises der we-
sentlichen Teile zu einer Erlaubnis-
pflicht oder einem Verbot, so kann der
Besitzer bis zum 1. September 2021 ei-
ne Erlaubnis beziehungsweise eine
Ausnahmegenehmigung nach § 40
Abs. 4 WaffG beantragen oder das we-
sentliche Teil einem Berechtigten, der
Waffenbehörde oder einer Polizei-
dienststelle überlassen.

Bedürfnisprüfung

Was ändert sich allgemein bei der Be-
dürfnisprüfung?
Ab dem 1. September 2020 hat die Waffen-
behörde jeden Waffenbesitzer im Abstand
von höchstens fünf Jahren regelmäßig dar-
aufhin zu überprüfen, ob sein Bedürfnis für
den Besitz von Schusswaffen weiter fortbe-
steht.

Können in begründeten Fällen Aus-
nahmen gemacht werden (z. B. Krank-
heit, Auslandsaufenthalt, Schwanger-
schaft)?
Ausnahmen sind – wie bisher – in begrün-
deten Fällen möglich. Der betroffene Waf-
fenbesitzer sollte sich mit seiner zuständi-
gen Waffenbehörde in Verbindung setzen,
um die Details zu klären.
Für Ausnahmen in Zusammenhang mit der
Corona-Pandemie, siehe: https://www.stmi.
bayern.de/sus/inneresicherheit/
waffenundversammlungsrecht/.

Was ändert sich bei der Bedürfnisprü-
fung für Sportschützen?
Bei allen Waffenbesitzern wird künftig im
Abstand von höchstens fünf Jahren regel-
mäßig überprüft, ob das Bedürfnis zum Be-
sitz von Schusswaffen weiter fortbesteht.
Für den Bedürfnisnachweis durch Sport-
schützen gelten jedoch erleichterte Anfor-
derungen:
• Schießnachweise müssen nur für den 

Ersterwerbund im Rahmen der ersten
beiden Wiederholungsprüfungendes
Bedürfnisses erbracht werden – also
nach fünf und zehn Jahren. Die Schieß-
nachweise müssen bei der Wiederho-
lungsprüfung nicht mit jeder einzelnen
Waffe, sondern nur pro Waffenkatego-
rie (Kurz-/ Langwaffe) mit einer Waffe
erbracht werden, also maximal mit
zwei Waffen. Pro Waffenkategorie
sind in den 24 Monaten vor der Über-

Fragen und Antworten zum
Dritten Waffenrechtsände-
rungsgesetz
Merkblatt des Bayerischen Staatsministerium des Innern, für
Sport und Integration
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prüfung nur ein Schießtermin pro
Quartal oder sechs Schießtermine pro
12-Monats-Zeitraum nachzuweisen.

• Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2025 
kann das Bedürfnis durch eine Beschei-
nigung des dem Schießsportverband
angehörenden Vereinsglaubhaft ge-
macht werden, anschließend bedarf es
einer Bescheinigung des Verbands.

• Sind mehr als zehn Jahre seit erstma-
liger Erlaubniserteilung vergangen, so
genügt bei den weiteren Bedürfnis-
überprüfungen die Vorlage einer Mit-
gliedsbescheinigung des Schießsport-
vereins.

• Keine Änderungen ergeben sich beim
Schießnachweis für den Ersterwerb ei-
ner Schusswaffe.

Was ändert sich bei der Bedürfnisprü-
fung für Jäger?
Bei allen Waffenbesitzern wird künftig im
Abstand von höchstens fünf Jahren regel-
mäßig überprüft, ob das Bedürfnis zum Be-
sitz von Schusswaffen weiter fortbesteht.
Das gilt auch für Jäger. Zum Nachweis ge-
nügt aber – wie bisher – die Vorlage des
gültigen Jagdscheins.

Zuverlässigkeitsprüfung

Für die waffenrechtliche Zuverlässigkeits-
prüfung enthält das Dritte Waffenrechts-
änderungsgesetz zwei wesentliche Ände-
rungen,mit denen der Waffenbesitz
von Extremisten bestmöglich verhindert
werden soll. Beide Änderungen sind be-
reits zum 20. Februar 2020 in Kraft getre-
ten.
• Verschärfung des Zuverlässigkeits-

maßstabes
Mitglieder von Vereinigungen, die ver-
fassungsfeindliche oder extremistische
Ziele verfolgen, gelten künftig als in
der Regel waffenrechtlich unzuverläs-
sig.Die Waffenbehörden haben ihnen
daher grundsätzlich beantragte Er-
laubnisse zu verweigern sowie bereits
erteilte Erlaubnisse zu entziehen.

• Abfrage beim Verfassungsschutz
Neben einer Auskunft aus dem Bundes-
zentralregister, dem zentralen staats-
anwaltlichen Verfahrensregister und
einer Stellungnahme der örtlichen Poli-
zeidienststelle holt die Waffenbehörde
nun auch eine Auskunft des Verfas-
sungsschutzes ein. Die Entscheidung
über die Zuverlässigkeit trifft allein die
Waffenbehörde auf der Grundlage der
ihr übermittelten Informationen. Ent-
sprechende Abfragen erfolgen auch im
Jagd- und Sprengstoffrecht.

Magazine

Welche Magazine sind künftig 
verboten?
Magazine für Langwaffen mit einer Kapa-
zität von mehr als zehn Schussund für
Kurzwaffen mit einer Kapazität von mehr
als 20 Schuss (sog. „große“ Magazine)
werden künftig verboten.
Magazine, die sowohl in Lang- als auch in
Kurzwaffen passen, gelten als Magazine
für Kurzwaffen, es sei denn, der Besitzer
verfügt auch über eine dazu passende
Langwaffe.
Das Verbot kann nicht durch den Einsatz ei-
nes Blockiersystems umgangen werden.

Was passiert mit „großen“ Magazinen,
die ich bereits besitze?
Personen, die „große“ Magazine vor dem
13. Juni 2017erworben haben, dürfen die-
se behalten und weiterverwenden, wenn
sie den Besitz bis zum 1. September 2021
bei ihrer zuständigen Waffenbehörde an-
zeigen. In diesen Fällen gelten auch keine
strengeren Anforderungen an die Aufbe-
wahrung. Alternativ können Magazine an
einen Berechtigten, die Waffenbehörde
oder eine Polizeidienststelle abgegeben
werden.
Sportschützen, die ein „großes“ Magazin
am oder nach dem 13. Juni 2017 erworben
haben und nachweisen können, dass sie die
betroffenen großen Magazine für die Teil-
nahme an bestimmten Schießwettbewer-
ben im Ausland benötigen, können diese
auch künftig mit einer Ausnahmegenehmi-
gung des Bundeskriminalamts nach § 40
Abs. 4 Waffengesetz nutzen. Wurde ein
entsprechender Antrag bis zum 1. Septem-
ber 2021 gestellt, gelten bis zur Entschei-
dung über den Antrag keine strengeren
Anforderungen an die Aufbewahrung.

Was passiert, wenn ich meine Kauf-
quittung, Belege etc. nicht aufbewahrt
habe?
Die Waffenbehörden werden im Zweifel
zugunsten eines Magazinbesitzers davon
ausgehen, dass ein „großes“ Magazin vor
dem 13. Juni 2017 erworben wurde, wenn
der Besitz innerhalb der vorgesehenen Frist
angezeigt wird. Denn der Erwerber konnte
zum Zeitpunkt des Kaufs nicht wissen, dass
er die Kaufbelege noch zu Nachweiszwek-
ken brauchen würde.

Werden Verstöße geahndet – beispiels-
weise, wenn ich vergesse, den Besitz
eines „großen“ Magazins fristgerecht
anzuzeigen?
Verstöße gegen die neuen Regelungen für
„große“ Magazine sind gesetzlich nicht
sanktioniert.Rückschlüsse auf die waffen-
rechtliche Zuverlässigkeitdes Betroffenen
sind jedoch möglich. Hierbei ist aber zu be-

rücksichtigen, dass das Dritte Waffen-
rechtsänderungsgesetz eine große Anzahl
an Änderungen mit sich bringt, die nicht je-
dem Waffenbesitzer sofort bekannt sein
werden. So wird insbesondere das Unter-
lassen der fristgerechten Anzeige des Besit-
zes von „großen“ Magazinen allein in der
Regel noch nicht ausreichen, um eine Un-
zuverlässigkeit zu begründen.

Gelbe Waffenbesitzkarte

Was ändert sich bei der gelben Waffen-
besitzkarte?
Die Zahl der mit einer gelben Waffenbe-
sitzkarte erwerbbaren Waffen wird auf
zehn begrenzt.Bestehen mehrere gelbe
WBKs, werden die eingetragen Waffen zu-
sammengezählt. Damit soll dem Horten
von Waffen vorgebeugt werden.
Für Sportschützen, die bislang bereits mehr
als zehn Waffen auf eine oder mehrere
gelbe Waffenbesitzkarte(n) erworben ha-
ben, gilt allerdings Bestandsschutz. Sie
brauchen daher keine Waffen abgeben,
die bis zum 1. September 2020 erworben
wurden.

Was wird auf das Kontingent von zehn
Waffen angerechnet?
Auf das Kontingent sind Schusswaffen,
aber grundsätzlich auch wesentliche Teile
einer Schusswaffe anzurechnen. Denn we-
sentliche Teile sind den Schusswaffen, für
die sie bestimmt sind, waffenrechtlich
gleichgestellt.
Soweit es sich bei Schusswaffen im Bauka-
stensystem, bei denen unterschiedliche we-
sentliche Teile separat in die Waffenbesitz-
karte eingetragen werden, insgesamt nur
um eine Schusswaffe handelt, erfolgt nur
eine einfache Anrechnung auf das Kontin-
gent. Auch sind beispielsweise bestimmte
Wechselläufe (gleichen oder geringeren
Kalibers) nicht anzurechnen, da sie für In-
haber einer Waffenbesitzkarte erlaubnis-
frei erwerbbar sind.

Darf eine Waffe ersetzt werden, wenn
sie verkauft wird oder defekt ist, das
Kontingent aber bereits überschritten
ist?
Ersatzbeschaffungen sind insofern mög-
lich, wenn eine defekte Schusswaffeun-
verzüglich durch eine im Wesentlichen
identische Schusswaffe ersetzt wird. Wird
eine Waffe jedoch nur verkauft, ist eine
spätere Ersatzbeschaffung als Neuerwerb
zu qualifizieren, für den das Kontingent
von zehn Schusswaffen zu beachten ist.

Kann ich auch außerhalb des Kontin-
gents Waffen erwerben?
Waffen (bzw. wesentliche Teile) oberhalb
des Kontingentskönnen auf eine grüne
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Waffenbesitzkarte erworben werden. Vor-
aussetzung hierfür ist aber ein entspre-
chender Bedürfnisnachweis (z. B. wenn ei-
ne neue Disziplin geschossen werden soll,
für die der Sportschütze noch keine geeig-
nete Waffe besitzt).

Salutwaffen – Dekowaffen

Was ändert sich bei Salutwaffen?
Salutwaffen (ehemals scharfe Schusswaf-
fen, die so umgebaut wurden, dass sie nur
noch Kartuschenmunition abfeuern kön-
nen) gehören künftig der Kategorie an, der
sie vor ihrem Umbau angehörten.
Die waffenrechtliche Einordnung ändert
sich folglich nicht mehr durch einen Um-
bau: Erlaubnispflichtige Schusswaffen blei-
ben auch nach ihrem Umbau erlaubnis-
pflichtig und verbotene Schusswaffen blei-
ben nach ihrem Umbau verboten.

Gibt es Ausnahmen oder Besitzstands-
regelungen?
Ausnahmen oder Besitzstandregelungen
enthält das Gesetz nicht, jedoch Über-
gangsfristen:
• Bei nunmehr erlaubnispflichtigen 

Salutwaffen ist bis spätestens 21. Sep-
tember 2021 eine Erlaubnis zu beantra-
gen; alternativ kann die Waffe einem
Berechtigten, der zuständigen Waffen-
behörde oder einer Polizeidienststelle
überlassen werden.

• Nunmehr verbotene Waffen können 
bis zum 1. September 2020 einem Be-
rechtigten, der zuständigen Waffenbe-
hörde oder einer Polizeidienststelle
überlassen werden. Alternativ kann
beim Bundeskriminalamt eine Ausnah-
me nach § 40 Abs. 4 WaffG beantragt
werden.

Was ändert sich bei unbrauchbar ge-
machten Schusswaffen (Dekowaffen)?
Unbrauchbar gemachte Schusswaffen
(„Dekowaffen“) müssen künftig gegen-
über der zuständigen Waffenbehörde an-
gezeigtwerden.
Die Anzeigepflicht greift jedoch erst, wenn
eine Waffe überlassen, erworben oder ver-
nichtet wird. Eine Erlaubnispflicht besteht
nach wie vor nicht.

Ausbau des Nationalen Waffen -
registers (NWR)

Das Nationale Waffenregisterwird so aus-
gebaut, dass künftig der gesamte „Lebens-
zyklus“ einer Waffe – von der Herstellung
bis zur Vernichtung – behördlich nachver-
folgbar ist. Die entsprechenden Änderun-
gen gelten jeweils ab dem 1. Septem-
ber2020.

Welche neuen Anzeigepflichten wer-
den eingeführt?
Um die Nachbildung dieses Lebenszyklus
einer Waffe zu ermöglichen, enthält das
Gesetz umfangreiche Anzeigepflichten.
Letztere richten sich vorrangig an gewerb-
liche Waffenhersteller und Waffenhändler.
Einige Anzeigepflichten greifen jedoch
auch für Waffenbesitzer, setzen aber be-
stimmte Handlungen voraus – wie bei-
spielsweise die Überlassung, den Erwerb
oder die Vernichtung von Waffen sowie
bestimmte Arten der Bearbeitung einer
Waffe.

Was ist eine sogenannte NWR-ID?
Der Ausbau des Nationalen Waffenregi-
sters umfasst vielfältige „NWR-IDs“. Die
NWR-ID ist eine unverwechselbare techni-
sche Identifikationsnummer (ID) des NWR.
Sie wird einmalig für bestimmte Arten von
Daten vergeben, die im NWR gespeichert
sind – unter anderem für eine Person, für
Erlaubnisse bzw. Erlaubnisdokumente so-
wie für Waffen bzw. Waffenteile (wesentli-
che Teile). Die NWR-ID gewährleistet daher
die eindeutige Identifikation und Zuord-
nung der Daten im NWR. Private Waffen-
besitzer benötigen „ihre“ NWR-IDs insbe-
sondere für Waffenan- bzw. -verkäufe bei
gewerblichen Waffenhändlern (dazu aus-
führlich unten).

Wie erhalte ich meine NWR-IDs?
Jeder Waffenbesitzer kann ab sofort bei
seiner zuständigen Waffenbehörde ein so-
genanntes Stammdatenblatt erhalten, das
alle maßgeblichen IDs enthält – insbeson-
dere auch die Waffen bzw. Waffenteile.
Die NWR-ID’s für den Waffenbesitzer sowie
für die Erlaubnis (z. B. Waffenbesitzkarte
selbst) können darüber hinaus auch in die
Waffenbesitzkarte (Papierdokument) ein-
gedruckt werden.

Waffenerwerb

Der Ausbau des Nationalen Waffenregi-
sters hat teilweise auch Auswirkungen auf
den Waffenerwerb ab dem 01.09.2020.

Wie funktioniert künftig der private
Waffenerwerb?
Beim rein privaten Waffenerwerb ändert
sich für die Waffenbesitzer auch durch den
Ausbau des NWR nichts.
• Soweit dies rechtlich vorgeschrieben 

ist, muss der Käufer auch künftig bei
der zuständigen Waffenbehörde einen
entsprechenden Voreintrag in seine
Waffenbesitzkarte vornehmen lassen.
Keinen Voreintrag benötigen insbe-
sondere Jäger.

• Der Käufer muss den Erwerb binnen 
zwei Wochen (gerechnet ab Übergabe

der Waffe) der zuständigen Waffenbe-
hörde den Erwerb schriftlich oder elek-
tronisch anzeigen und seine Waffenbe-
sitzkarte zur Eintragung des Erwerbs
vorlegen.

• Der Verkäufer hat die Waffe innerhalb
der genannten Frist durch die für ihn
zuständige Waffenbehörde aus seiner
Waffenbesitzkarte austragen zu las-
sen.

Wichtig: Beim Waffenerwerb von Privat
an Privat müssen auch künftig weder dem
Verkäufer noch dem Käufer ihre jeweiligen
NWR-ID’s bzw. die der Waffe und ihrer we-
sentlichen Teile vorher bekannt sein.

Wie funktioniert der Waffenerwerb
künftig zwischen einem privaten Waf-
fenbesitzer und einem gewerblichen
Waffenhändler?
Gewerbliche Waffenhändler und Waffen-
hersteller sind ab dem 1. September 2020
verpflichtet, insbesondere ihre Verkäufe
oder Erwerbe selbst direkt gegenüber dem
NWR anzuzeigen. Um eine eindeutige
Identifikation und Zuordnung der übermit-
telten Daten sicherzustellen, haben die ge-
werblichen Waffenhersteller und Waffen-
händler dabei jeweils die NWR-IDsder be-
troffenen Person, der Erlaubnis, der Waffe
und der wesentlichen Teile anzugeben.
Anders als bislangbenötigt daher ein pri-
vater Waffenbesitzer beim Erwerb von
oder dem Verkauf an einen gewerblichen
Waffenhändler oder Waffenhersteller „sei-
ne“ NWR-IDs. Diese kann jeder Waffenbe-
sitzer bei seiner zuständigen Waffenbehör-
de in Form eines sogenannten Stammda-
tenblatts erhalten, welches (im Gegensatz
zur Waffenbesitzkarte) allemaßgeblichen
IDs enthält.
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Eine Ausnahmegilt insoweit zugunsten
von Jungjägern: Sind sie bei ihrem ersten
Waffenerwerb gegebenenfalls noch nicht
im NWR registriert, weil sie noch keine
Waffenbesitzkarte beantragt haben, ist die
Angabe von NWR-IDs nicht nötig. Zur
leichteren Abwicklung wird Jungjägern
aber empfohlen, schon bei Beantragung
des Jagdscheins eine Waffenbesitzkarte
unter der aufschiebenden Bedingung des
späteren Waffenerwerbs mitzubeantra-
gen. Bei einem solchen bedingten
Antrag werden noch keine Kosten erho-
ben. Diese sind erst zu bezahlen,
wenn die Eintragung der später erworbe-
nen Waffe vorgenommen wird.

Sonstiges

Waffen- bzw. Messerverbotszonen
Das Gesetz enthält die Möglichkeit, in be-
stimmten sensiblen Bereichen (beispiels-
weise auf öffentlichen Plätzen, in der Nähe
von Bildungseinrichtungen, Fußgängerzo-
nen etc.) Waffen- bzw. Messerverbotszo-
nen einzurichten.
Die Einrichtungen entsprechender Zonen
ist in Bayern jedoch nicht geplant.

Wesentliche Teile

Die Definitionen der wesentlichen Teile
von Schusswaffen werden im Waffenge-
setz nach den Vorgaben der EU-Feuerwaf-
fenrichtlinie modifiziert und ergänzt. Ins-
besondere wird der Kreis der wesentlichen
Teile um das Gehäuse und den Verschluss-
träger erweitert.
Dies führt dazu, dass Teile verbotener
Schusswaffen, die bislang für sich genom-
men nicht reglementiert und somit frei er-
werbbar waren, künftig aufgrund ihrer Ei-
genschaft als wesentliches Teil rechtlich un-
ter das entsprechende Verbot fallen.
Das Gesetz enthält jedoch eine Übergangs-
regelung:Bis zum 1. September 2021 kann
beim Bundeskriminalamt eine Ausnahme-
erlaubnis nach § 40 Abs. 4 WaffG beantragt
werden oder die Überlassung an einen Be-
rechtigten, die Waffenbehörde oder eine
Polizeidienststelle erfolgen. StMI

Nach Erteilung der ersten waffen-
rechtlichen Erlaubnis wird das Be-
dürfnis zum weiteren Besitz von

Waffen/Munition künftig alle fünf Jahre
geprüft. Das Fortbestehen der Besitzer-
laubnis nach fünf Jahren sowie nach zehn
Jahren ist an Schießnachweise geknüpft.
Nach diesen zehn Jahren genügt allerdings

die Vorlage einer Mitgliedsbescheinigung
in einem Schießsportverein nach § 14 Abs.
2 WaffG. 
Damit wird eine zentrale Forderung des
BSSB umgesetzt: Sportschützen, die zehn
Jahre oder länger Waffenbesitzer sind,
müssen ihr Bedürfnis nicht mehr über kon-
krete Schießnachweise geltend machen, es
genügt eine Bescheinigung über die Mit-
gliedschaft im Schützenverein.
Die Schießnachweise müssen bei der Wie-
derholungsprüfung (nach fünf Jahren und

nach zehn Jahren) nicht mit jeder einzel-
nen Waffe erbracht werden, die ein Schüt-
ze besitzt, sondern nur mit einer der eige-
nen Waffen je Waffenart (Kurzwaffe/Lang-
waffe). Je Waffenart sind in den 24 Mona-
ten vor der Überprüfung ein Schießtermin
pro Quartal oder sechs Schießtermine pro
Jahr nachzuweisen.

Zum Vollzug der Regelung in Bayern hat
uns das Bayerische Staatsministerium des
Innern zudem wie folgt mitgeteilt:
•     Der Prüfungsstichtag knüpft grund-

sätzlich an die letzte Bedürfnisprüfung
eines Waffenbesitzers an und ist daher
für jeden Waffenbesitzer individuell zu
bestimmen. Liegt die letzte Bedürfnis-
prüfung bereits über fünf Jahre zurück,
wird als Prüfungsstichtag einheitlich
der Tag des Inkrafttretens des Geset-
zes, mithin der 1. September 2020, fest-

Neues Waffenrecht – 
neue Bedürfnisprüfung

Am 1. September tritt die neue Regelung zur Bedürfnisprüfung nach § 4
Abs. 4 Waffengesetz (WaffG) in Kraft. Ab diesem Zeitpunkt wird das
waffenrechtliche Bedürfnis für den weiteren Besitz von Schusswaffen
und Munition alle fünf Jahre geprüft. Nach zehn Jahren Waffenbesitz
genügt dann eine Vereinsbescheinigung über die Mitgliedschaft im
Schützenverein.
Bislang hat es teils sehr unterschiedliche Auslegungen seitens der Be-
hörden gegeben, wie und in welchem Umfang das Fortbestehen eines
waffenrechtlichen Bedürfnisses zu erfolgen hat. Die neue Regelung
schafft nun Klarheit einheitlichen Vollzug.

Neue Formulare für die
Bedürfnis beantragung
Mit dem neuen Waffengesetz ändern sich
auch die Formulare für die Bedürfnisbe-
antragung. Bitte beachten Sie, dass die
bisherigen Antragsformulare ihre Gültig-
keit verlieren. Wir bitten daher alle An-
tragsteller, ab dem 1. September 2020 nur
mehr die neuen Antragsformulare zu ver-
wenden. Alle aktuellen Formulare finden
Sie im „Download-Center” auf unserer
Homepage (www. bssb.de)

N A C H R I C H T E N
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gesetzt. Die Waffenbesitzer werden je-
weils in unmittelbarem zeitlichen Zu-
sammenhang mit dem Stichtag eine
Aufforderung der Waffenbehörde er-
halten, entsprechende Bedürfnisnach-
weise vorzulegen. 

•    Wer seinen Schießnachweis für die letz-
ten 24 Monate vor einem Stichtag zwi-
schen dem 1. September 2020 und dem
31. August 2022 erbringen muss, man-
gels Kenntnis einer anstehenden Be-
dürfnisprüfung aber seine Schießein-
heiten nicht festgehalten hat, soll hier-
durch nicht unverschuldet Nachteile er-
fahren. Deshalb hat das Innenministeri-
um festgelegt, dass auf formlosen An-
trag des Sportschützens hin die Frist um
24 Monate verschoben wird. Start-
schuss für die neue 24-Monatsfrist ist
dann der Tag der Bewilligung der Ver-
schiebung, mitgeteilt in einem Schrei-
ben der Waffenbehörde.

•     Festgesetzt wird, dass zehn Jahre nach 
Eintragung der ersten Schusswaffe
weitere Schießnachweise nicht mehr
notwendig sind. Es genügt die beste-
hende Mitgliedschaft in einem Schieß-
sportverein nach § 14 Abs. 2 WaffG. Die
Waffenbehörden wurden insoweit an-
gewiesen, diese Regelung auch „rück-
wirkend“ anzuwenden. Die zehn Jahre
fangen also nicht erst ab dem 1. Sep-
tember 2020 zu laufen an, weshalb ei-
ne Vielzahl der Waffenbesitzer direkt
unter die Privilegierung fallen dürfte.

Des Weiteren gilt nach wie vor keine
Pflicht zum Führen eines Schießbuchs.
Nichtsdestoweniger haben einzelne Waf-
fenbehörden eine Vorlage verlangt. Der
BSSB hat interveniert und das bayerische
Innenministerium hat unseren Hinweis auf-
gegriffen. Es hat gegenüber den Waffen-
behörden klargestellt, dass zur Überprü-
fung der Bestätigung der Schießnachweise
die Vorlage von Schießbüchern nicht ver-
langt werden kann.
Dennoch muss selbstverständlich jeder Ver-
ein sicherstellen, dass Bestätigungen erst
nach Absolvieren der notwendigen Schieß-
einheiten ausgestellt werden. Das muss
auch im Einzelfall überprüfbar sein.
Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2025
kann das Bedürfnis durch eine Bescheini-
gung des Vereins glaubhaft gemacht wer-
den, ab dem Jahr 2026 wird diese Aufgabe
den Verbänden übertragen.
Wir haben dem Ministerium bereits Vor-
schläge unterbreitet, wie der Schießnach-
weis im Detail aussehen soll und in diesem
Sinne eine schützenfreundliche Auflistung
von Schießzeiten nach Kurzwaffe/Lang-
waffe ohne weitergehende Angaben be-
fürwortet. 
Eine abschließende Klärung steht noch aus,
ist aber in Kürze zu erwarten.
                                          Dr. Michael Maier

Beim Reden kommen d’Leut zsamm“
– eine Binsenweisheit, die auch aktu-
ell wieder Not tut. Redebedarf gibt’s

leider zuhauf: Die waffenrechtlichen For-
derungen von Bündnis90/Die Grünen at-
tackieren unverhohlen uns Sportschützin-
nen und Sportschützen. Während Jäger
und Förster ausdrücklich ausgenommen
werden, trifft etwa das im Grundsatzpro-
grammentwurf geforderte Ende des priva-
ten Besitzes von tödlichen Schusswaffen
vor allem uns, die Sportschützinnen und
Sportschützen. 
Die Begründung ist hanebüchen: Das Ge-
waltmonopol des Staats fordere das Aus
für den privaten Waffenbesitz. Nur so wä-
ren die öffentliche Sicherheit und der
Schutz vor Gewalt zu gewährleisten. Dass
Deutschland bereits jetzt eines der wohl
schärfsten Waffenrechte der Welt hat, wird
beflissen unter den Teppich gekehrt ge-
nauso wie das eigentliche Problem: die ille-
galen Waffen. Die weitüberwiegende Zahl
der Straftaten in Deutschland wird mit ille-
galen Waffen begangen. Hier liegt das
wahre Problem. Und darum trifft die ver-
meintliche Lösung von Bündnis90/Die Grü-
nen die Falschen.
Der von uns betriebene Breitensport, aber
auch der international ausgerichtete Spit-
zensport gehen mit einem weltoffenen
Sportsgeist einher, der von vornherein Ex-
tremismus, Rassismus und verschwörungs-
theoretischen Wahn ausschließt. Das Ver-

einsleben unserer Schützenvereine vermit-
telt demokratische Werte, die Gewalttätig-
keit und Verbrechen entgegenstehen. Un-
sere Schützenvereine schaffen somit sozia-
le Bindung und tragen auf diesem Weg
zum friedlichen Zusammenleben bei. Dar-
um sollten wir die legalen Waffenbesitzer
in ihrer Bindung an den Verein und in ih-
rem bürgerschaftlichen Ehrenamt fördern
und gerade nicht für die Mordtaten von
Verbrechern durch nochmals schärfere
waffenrechtliche Vorschriften büßen las-
sen!  
Auf dieser Grundlage suchen wir den Dia-
log. Das Gesprächsangebot an die Frakti-
onsspitze von Bündnis90/Die Grünen im
Bayerischen Landtag steht bereits. Wir sind
gespannt, ob unsere ausgestreckte Hand
angenommen wird – auch wenn dies Pan-
demie-bedingt nur symbolisch, aber nicht
minder konstruktiv gemeint ist. 

Dr. Michael Maier

Bündnis 90/Die Grünen fordern
das Ende des privaten Waffen-
besitzes
Das „Gewaltmonopol des Staates” muss dieses Mal zur 
Begründung herhalten...

Das Thema ist ein (sport-)politischer Dauerbrenner: Waffenrechtsver-
schärfung auf Waffenrechtsverschärfung erschweren uns Schützinnen
und Schützen die Sportausübung. Nun legt Bündnis90/Die Grünen noch-
mals nach. 
Der am 26. Juni 2020 vorgestellte Grundsatzprogrammentwurf fordert
„ein Ende des privaten Besitzes von tödlichen Schusswaffen“. Im „La-
gebericht Rechtsextremismus“ mit Stand Juni 2020 fordert unterdes-
sen die bayerische Landtagsfraktion von Bündnis90/Die Grünen die
zwangsweise Einführung von amts- bzw. fachärztlichen Attesten oder
psychologischen Gutachten für legale Waffenbesitzer. 
Beides richtet sich direkt gegen unseren Sport. Die Forderungen stellen
einschneidende, nicht gerechtfertigte Verschärfungen dar, die unseren
Schießsport erschweren oder sogar verunmöglichen wollen.
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Der Grundsatzprogrammentwurf von
Bündnis90/Die Grünen ist im Internet un-
ter: https://cms.gruene.de/uploads/
documents/202006_B90Gruene_
Grundsatzprogramm_Entwurf.pdf 
im Original verfügbar.
Auf Seite 39, Absatz
248, ist besagte Stelle,
die die Sportschützen
diskriminiert, zu fin-
den.




